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Erste Vertreterrzer-
sa r r r r n l u rng  c l e r  ISOFQ

Am 31.10. und L.Ll. tqq2 fand in Gosen
bei Berlin die rste Vertreterver-
sammlung der ISOR statt. 160 gF
wählte Vertreter der Terri.torialen
Initiativgruppen mit beschli@nder
und 6 Teilnehmer mit beratendr
Stimme aus allen neuen Bun-
desländsn und dem Ostteil Berlins
sowie Gäste waren dr Einiadung des
Vorstandes gefolgt.

Oie Versammlung war geprägt von
Smhlichkeit, Optimismus und
Entschlossenheit sowie der Solidarität
allen in der ISOR vereinten
Angehtfigen dr ehemaligen bewaff-
neten Organe und dr Zollverwaltung
der DBR.

Im Rechenschaftsbricht des Vorstan-
des, den die Vorsitzende, Frau Astrid
Kargr, vortrug, wurde die durch
Bundestag und Bundesregierung ge-
fällte politisch motivierte Entschei-
dung, ehemalige Bürger der DDR
ihres Berufes wegen durch Ktirzung
der Renten zu strafen, mit aller Ent-
schiedenheit verurteilt. Die von die-
sen Bürgern rechtm{3ig erworbenen
soziaien Ansprüche müssen deshalb
nach dem im Grundgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland bestimmten
Gleiehheitsgrundsatz, ffi r,rie aile üb-
rigen Renten im sogenannten Bei-
trittsgebiet, berechnet werden. Es
geht nieht um Privilegien, sondern
urn ein Rentenrecht ohne
Diskriminierung.

Prof. Dr. Axel Azzola von der TU
Darmstadt. dr als Gast an der Ver-
sammlung teilnahm, ergriff in der
Diskussion das Nort. Zu Beginn sei-
ner Ausführungen betonte er die

Notwendigkeit einer festen Solidar-
gemeinschaft innerhalb der ISOR mit
den Norten:

"Die OOR r..rar ein souveräner ein-
heitlicher Staat mit einer einheitli-
chen Staatsgewalt und einheitlichen
bewaffneten Organen, die einheitiich
verloren haben."

überzeugend und optimistisch spraeh
tr über die Venwirklichung der
rechtlichen Ansprüche, die nur über
den grichtlichen Instanzenweg bis
hin zurn Bundesverfassungsgericht
möglich ist und nur durch Anstren-
gungen und Geduld aller Mitglieder
dr ISOR und ihrr Vrbündeten zu
erreichen ist.

Als weitenr Gast sprach Prof. Dr.
Nendel von der Gesellschaft zum
Schutz von Bürgrrecht und Men-
schent,vürde. Er hob besondrs das
Bemühen der GBM hervor, internatie-
nale Gremi.en und Partnr zu infor-
mieren, um das sich vollziehende Un-
recht international bekannt zu
machen, und betonte: "tr.liderstand ist
angesagt". Er wies auf die Notwen*
digkeit der weiteren erfolgreichen
Zusammenarbeit zwischen iSOR und
GBM hin und bekundete Anerkennung
für die in uns€rer initiatrvgemein-
schaft geleistete Arbeit.

DLe 2. Diskussionsrednen stimmten mit
den grundsätzlichen Ausführungen
überein. Interessant waren Dar-
legungen über die kluge Tätigkeit
der Territorialen Initiativgruppen
Cottbus und Bernau. Zuversichtlich
sprachen sie sich übr die ersten
positiv geführten Klagen u. a. in
Cottbus, Rostock und Halle aus. Nur
in Berlin wiesen bisher die Soäal-
gerichtskammern alle Klagen zurück.
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Mit der Zusicherung der weiteren
Untsstützung auch des neu zu wäh-
lenden Vorstandes den ISOR sowie
durch nreitere Mitgliedrgewinnung,
Oualifizierung der Konsuitationsarbeit
und Zusammenarbeit mit anderen Ver*
einen und Verbänden die Entwicklung
der Territrialen InitiativgrupPen
weiterzuführen, klang der erste
Beratungstag aus.

Der zweite Tag stand für die hlahl
des neuen Vorstandes sowie der
Revisionskommission zur Verfügung'

Zum neuen Vorstand gehtnen nun 24
Mitglieder. Frau Astrid Karger wurde
als Vorsitzende wiedrgewählt. Der
Revisionskommission gehiren unter
Vorsitz von Hrrn trJerner Zimmermann
2 weitere Mitgliedr an.

Außen den bereits genannten Gästen
Prof. Dr. Azzola, Darmstadt, und Prof.
Dr. Wendel, GBM, nahm an dr Ver-
sammlung der Refrent der
Bundestagsabgeordneten Frau Ruth
Fuchs, Hrr Or. Hrms, teil.

Mit der Vrsammlung ist eine gF
meinsame Ausgangsposition geschaffen
worden, die uns grantist, den ein-
geschlagenen Neg erfolgreich weiter-
zugehen.

H.-G.  H.

LJ rrser- Flan delrr ist
vorrr Sol idari täts-
ge f  t i t r l  geF r räg t

Auszüge aus dem Bericht der IS0R-
Vorsitzenden Astrid Kargr

Nenn wir zurückbl icken. so hat sich
die ISOR in den eineinhalb Jahren
ihres Bestehens zu einer beachtlichen
Kraft entwickelt. Von rund 4OO Betei-
Iigten an einen Versammlung im März
1991 wuchs die Mitgliederzahl bis zu
unserer Vertreterversammlung auf
rund vierzehntausend Mitglieder an.
Es eistieren derzeit in allen ehemali-
gen Bezirken der 5 neuen Bundeslän-
der sowie in den Ostbrliner Bezirken

Tenritoniale InltiativgruPPen. Die ISOR
ist in 12O Kreisen Präsent.

Im Bemühen, erste Schritte in unse-
rw Initiativgemeinschaft zielgerichtet
zu gehen, stellte sich her-aus, daß
beim Vorstand ArbeitsgruPpen von-
nöten sind, die sich mit Spezialpro-
blemen beschäftigen und diese
zvrecks Erleichterung von Entschei-
dungsfindungen an den Vorstancl
weitenleiten. Satzungsgem4l wurden
an den Vrstand die ArbeitsgruPPe
Rmht angebunden und gemäß
E 12 (5) dr Satzung ein Geschäfts-
führr berufen.

Die Aufgabe den Arbeitsgruppe Recht
bestand zunächst darin, Wider-
spruchsmöglichkeiten zur Kranken-
kassenproblematik aufzugreifen und
den Mitgliedern zugänglich ztr
machen. Hier wurde intensive Team-
arbeit geleistet, und zw;a- van allen
Vertretrn der bewaffneten Organe.
Auch sie arbeiteten und arbeiten
nrch heute auf ehrenamtlicher Basis
und sind nach nie vor bemüht, fach-
liches hlissen zusarnrnenzuführen. 0r
Arbeitsgruppe gehcnen ausnahmslos
Hochschullehrr und Praktikr dr
frühren Rechtsabteilungen der be-
waffneten Organe und ds Zollvr-
waltung dr BBR an.

Die wachsende Mitgliedrzahi stellte
uns vor- die Frderung, ArbeitsgruP-
pen Recht bei großen Territorialen
Initiativgruppen zu bilden. Damit soll
die beratende Tätigkeit für die Mit-
gtieder frciert und den jeweiligen
Vorständen dr Territorialen Initia-
tivgruppen Unterstützung gegeben
werden. Dr Ausbau dieses Bera-
tungssystems ist auch erforderlich,
weil sich breits jetzt abzeichnet, dap
mit Eintreffen der Rentenbescheide
für die ehemäligen Angehorigen der
NVA, der VP und des Zolls ein
Pensum an Arbeit auf die AG Recht
zukommt, nelches zielstrebiger und,
was noch wichtiger ist, vrfahrens-
technisch exakter, gelöst werden
kann .

Die Praxis unseres gegenvlärtigen



Ringens um Rentengsechtigkeit
macht auch deutlich, daß die Koordi-
nierung und Vertretung der Kläger
vor den Gerichten durch Prof. Dr.
Edelmann im Interesse der Kläger
Unterstützung erfordert. Es bot sich
uns die Möglichkeit, das Rechtsan-
waltsbüro Bleiberg & Schippert für
die Zwecke anwaltlicher Beratung zu
gew!.nnen, d. h. konkret mit ihm
einen Bratungsvertrag abzu-
schiieBen. Dadureh wird mit Beginn
der Widerspruchseinleitung, dem Er-
öffnen des Klagevrfahrens bis hin
zurn Bundesverfassungsgricht die
einmalige Chance geboten, in Ouanti-
tät und Qualität eine umfassende Be-
treuung der Kläger zu sichern und
ihnen die Verantwortung der Termin-
verfolgung abzunehmen. Das ist ein
Gewinn für die ISOR, der sich lohnt,
der aber ohne Finanäerung nicht zu
gewährleisten ist. Oas zieht jedoch
die Konsequenz einen Bei-
tragsrhöhung und Satzungsänderun g
nach sieh. Dieses sollte hier beraten
und beschlossen wrden.

Erfreulich in unserff verant-
wrtungsvollen Tätigkeit ist auch,
daß dank der Einsatzbseitschaft der
Vorstandsmitglieder ganzjährig an
Donnerstagen Sprechstunden des
Vorstandes und der Arbeitsgruppe
Recht durchgeführt wurden. Es ist
der kollektiven Leistung der Arbeits-
gruppe Organisation zu verdanken,
da$ diese Sprechstunde als eine sta-
bile Verbindung zu den Berliner Ter-
ritorialen Initiativgruppen . Zu den
Klägenn und über die Konsulenten zu
den Territorialen Initiativgruppen in
den Ländern genutzt werden konnre.

In diesem Zusammenhang mcjchte ich
selbstkritisch feststellen, dap es uns
im Vorstand künftig besser gelingen
mup, Anliegen und Fragen zu analy-
sieren und in unserern derzeitigen
Informationsblatt zu beantworten. Es
ist auch er-fondenlich, eintreffende
Post schnell und sicher an die gefor-
derten Adressaten weiterzuleiten und
rückläufig zLt kontrollieren, ob dern
Anliegen des Absendens Rechnung
getragen wurde, Es gibt Beispiele aus
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einigen Territorialen Initiativgruppen,
str u. a. aus Gotha, die darauf hin-
weisen, d4 für die Zusammenarbeit
in den Territrialen Initiativgruppen
unbedingt Informationen zurn Stand
der Klageentwicklung notwendig sind.
Ein gut gemeintr Hinweis. der auf-
gegriffen wird. Positiv hervorgehoben
wurde durch zahlreiche Tsritoriale
Initiativgruppen, d4 viele In-
formationen über den L.,leg dr Kas-
sienung ausgetauscht werden und
übs diesen Neg ebenfalls neue Mit-
gliedr gewonnen werden konnten.

Wir müssen einschätzen, daß der Auf-
bau dr Arbeitsgruppe Information
nicht konsequent genug verfolgt
wurde. Diesbezüglich tatird sich der
neue Vrstand folgende Schnerpunkte
setzen:

1. Ausbau unseres Informationsblattes
zu einem Peniodikum im Zeitungssill.
Zur Finanzirung wird es ggf. erfr-
drlich sein, die Kosten für die
Herstellung durch eine kleine Spende
abzudecken. Für die inhaltliche Ge-
staltung ist vrgesehen:

a) zur Gewinnung von Sympathi-
santen für unss Vereinsanliegen Ge-
spräche und Intenviews mit Persön-
lichkeiten zu führen und zu veröf-
fentlichen, die einen sachlich ge-
rechtfertigten Standpunkt vertreten ;

b) im rechtspolitischen Teil auf neue
Tendenzen und Festlegungen auf-
merksam zu rnachen und unsere Posi-
tion zu artikulieren. Dazu gehcnt
auch die Popularisierung von
Proz@rgebnissen;

c) weitrhin r.lie bisher genrelle
Fragen unserer Mitglieder in einer
Leserbriefecke zu beantworten;

d) in Form einer Presseschau gezielt
auf Veröffentliehungen in andren
Presserganen zu reagieren;

e) verstärkt über Probleme aus den
Ter-ritorialen Initiativgruppen zu
informieren.
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2. Zur Herstellung dieser Zeitung ist
beabsichtigt, eine Redaktionskommis-
sion zu bilden. Dazu bitten wir urn
Hinweise aus den Territorialen Initia-
tivgruppen, wer darin mitarbeiten
möchte. Ebenso bitten wir urn Hin-
weise, ob es lS0R-Mitglieder gibt, die
Journalist bzw. Redakteur sind oder
Naren oder in Informationsabteilun-
gen der entsprechenden ehemaligen
Ministerien gearbeitet haben und zu
Mitarbeit breit sind.

Als yreitere Arbeitsgruppe beim Vor-
stand sei die der Finanzen lobend
hervorgehoben. Es ist gelungen, die
Ordnung in allen finanziellen Angele-
genheiten aJ wahren. Eine Tatsache,
die unabdingbar ist, urn möglichen
Angriffen Paroli zu bieten.

Abschli4end mnehten vuir bemerken,
dS unsere Satzung hinsichtlich der
Vrfolgung sozialrechtlicher Probleme
einige Mögiichkeiten offen läßt, die im
Vrstand und auFrhalb erwogen,
diskutiert wurden. Sie sind, um nicht
in Vrgessenheit zu graten, zu P+
pir gebracht. Doeh letztendllch steht
der Vorstand hinter der Entschei-
dung, sieh dem Problem des Renten-
und des Krankenvrsicherungsrechts
zu widmen und sich als berufsständi-
scher Verein im Sinne der Umsetzung
des E E SGG zu etablieren. [rJeitere
Probleme zum gegenwärtigen Zeit-
punkt aufzugreifen kann bedeu-ten,
daß wir uns von der genannten
Hauptaufgabe entfernen und damit
die Kräfte zersplittern.

In diesem Sinne kommt eine Ver-
antwortung auf den neuen Vorstand
zu, die u. a. in folgendem besteht:

übernahme einer konsequenten
Verantwortung für alle Mitgli.eder
hinsichtlich der Prozeßführung im
Renten- und im Krankenver-
sicherungs+echt,

- konsequente Verfolgung der öffent-
lich keitsarbeit,

-  Ausbau dr Mitgl iederwrbung,

Solidaritätsarbeit im Intresse der
Betroffenen,

Zusammenwirken mit allen Bünd-
nispartnern, die gleichgelagerte in-
teressen verfolgen,

ständigen Ausbau des Humani-
tätsgedankens.

O fr tirnisti.sei-r irr clie
Z-tt l<urrft  tsr l ic}<en

Aus dem Diskussionsbeitrag von
Prof. 0r. trlolfgang Edelmann

Was sind unsere äele auf dem nrch
langen hleg im Kampf um unsgr€ srl-
zialen Rechte in einem Land, das sich
nrch seinr Verfassung als demokra
tischer und szialr Rechtsstaat
vrpfl.ichtet sieht?

1. Durchsetzung des gleichen Rechts
der gesetzlichen Rentenvrsichrung
auf dr Grundlage des tatsächlichen
Einkommens gegen die verfas-
sungswidrige Rentenkürzung dureh
r^rillkür'liche Hinhstzahlbeträge, ver-
weigrte Rentenanpassung und
diskriminirende berufsspezifische
Bemessungsgrenzen, mit denen das
Rentenrecht als Ersatz politischer
Strafjustiz dient.

2. Gleichstellung auf dem Gebiet der
Krankenversichsungspflicht mit allen
Rentnern und Empfängern von
Lohnersatzleistungen im Vorrentenal-
ter und Rückzahlung dr mit unlau-
teren erpresserischen Mitteln einge-
zogenen Beiträge ztJr "freiwilligen"

Versicherung.

3. Durchsetzung der Anerkennung
von Dienstbeschädigungen als Ar-
beitsunfälle und eins dafür notwen-
digen gesetzlichen Regelung zur
überführung der Dienstbeschädigten-
renten in die Unfailrentenver-siche-
rung .

4. Beseitigung der di.skr-iminierenden
Enteignung von Vrsorgungsansprü-
chen für diejenigen, die wegen ihrer



besonderen Verantwortung und Auf_gaben im System der Geiahrleistung
von ordnung und Sicherheit Jer oDRneben ihrem Dienst_ oOei Ar_beitsvrhältnis in Sicherheiisorganen
luch in einem Dienstverhaltnis zumMfS als Offiziere im OesonO#en Ein_satz standen.

Wrin bestehen die wichtigsten An_fudrungen in der vtr üär- fi.s"n_
den Zeit?

1. Die 0ualir?t der prozepführung
quß wesenilich verbessert' weroen.
Dadurch erhöht sich die Äuio.iiat 0..Klageführung und dr Kläg; vor oenGerichten. Viele sind Oen äit vrwir_
renden Anforderungen der pro_
zeßftihrung vom Nid#spru"h-.n nichtausreichend gewachsen. t{ir kOnn"n
und müssen allen, die es wünschen,
möglichst vorn WiOrsprucn an
lntr.glutzung seben. OiÄ in" nor,.,
anwaltlichr Glualität. Das ist nurmöglich, wenn wir die zentr"t" fUn_rung dr prozepführung weiter aus_bauen.

2. Die _gr@ und in Zukunft wach_sende Zahl dr Kläger ist eines unsFrer entseheidenden politischen Ge_wichte gegen das veifassungr;io.ig"
Gesetz. Sie demonstrirt den Ge_richten die Dringlichkeit A; Be_handlung der von uns vorgetragenen
Klagen.

Die große Zahl von Klagen verbesserr
also unsere Chancen, sie gibt aber
auch den Grichten die woliicnreit;,
mit . den _ Klägern zu deren 

- 
Nachteil

nach Beüeben zu verfahren, 
- 

^=nn
9iqse einzeln und ohne sicn alf eineSolidargemeinschaft stützen =,1' ron_nen auftreten. Der Einzelne könnte z.8,. . auf sich gestellt "r"n 

'rii ' 
cterunrcrstUtzung eines einzeln tätigen

Anwalts nicht sachkundig ent_scheiden, wann er und mit netiÄen
Argumenten er einem nunänsan-öeOot
für sein Verfahren folgen soilte-oOer
nicht. Dies ist nur aus zentraler
S-i_cht und der Kenntnis Oes üeriaurs
aller Verfahren mit der großien' Si_cherheit möglich. Vieie ffls#-[önn_
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ten dadurch Nachteile rleiden, wennwir auch dazu nicht die 
-zentrale

l5ozeßftifrung _weiter qu"tifüi*t"n.
t^tir dürfen z. B- nicht iünsän, oapauch nur ein Verfahren mit einemrechtskräftigen Urteil abgeschlossen
wird, bevor die hilchsteÄ Gerichtegeurteilt haben.

3. Das sicherste Mittel, eigene
Rechtsansprüche bei einer 

'von 
unsangestrebten Gesetzesändrung auchrückwirkend festzumachen, Gt dseigene . Widerspruch und die eigeneKlage jedes Betroffenen. t^F haben

also kein Recht, unsere Mitgliedr aufden Ausgang von musterpräie-ssen zuvertrösten, wie das ander"nÄii= ge_
schieht.

4. SehlieFlich wächst trotz der Vor_
züge der zentralen_ prozeßführung
unq des gr@n Umfangs d"r damit
verbundenen Ratschläge an viele Be_troffene umfangreich das geOürrnis,
in..vielen Fragen des sozialr*Ätti"nrn
Alltags von der Antragsteffünä auf
Kontoklärung bis zum ricnUsen Ver_
stehen amiltchr gescheiOe ünO Mit_
teilungen möglichst scnneU in Ort
und Stelle Rat und Hilfe zu erlangen.

Nachdem die Arbeitsgruppe Reoht
anfänglich alle Rechtsfragen im Rah_
men ihrer turnusmäFigen Sitzungen
unct gestützt auf die Tätigkeit ihrer
Mitglieder behandelte, wuräe-är Be_
auftragte für die prozepfüh.üng in
rentenrechilichen Streitsachen ge_
schaffen und weitgehend selbständig
tätig. Für die Krankenversiche_
rungsstreitsaehen ist Dr. Rainer
Kaden als Spezialist tätig. Zu lösen
ist auf diesem Gebiet nocfr die Begtei_
l.ung der Kläger zu den mUnOticnen
Verhandlungen.

Nenn wir im festen Vrtrauen auf
unsere Solidarität und die Rechtmä_
Figkeit unserer Frdrungen weiter
voranschreiten und uns nicht
scheuen, das jeweils Notwendige zv
tun, können wir ohne Zweifel oätiri_
stiseh in die Zukunft blicken. tnlir
werden den demokratischen und so_
zialen Rechtsstaat ernstnehrnen unc,
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in seinem Selbstvrständnis fordrn'
Das sind wir auch der Auseinandr-
=etzung mit unserer Geschichte und
mit uns"r*n Zukunftsvisionen schul-
dig, wenn das auch mancher hir und
dJ noch nicht so sehen will ocler
kann .

L-arr sler Atern i.st
v(f n nciterr

Aus dem Diskussionsbeitrag von
Prof. Dr. Axel Azzala

Eine der neuen Vorstellungen, mit
denen Sie jetzt ständig konfrontiert
werden, heißt demokratischr Rechts-
staat. ieh emPfehie lhnen, diese
Sache nach allen Richtungen hin sehr
ernstzunehrnen, sowohl naeh den
vrteilhaften ais auch nach den
äußerst unbequemen Richtungen hin'
denn die Sache ist doch so:

In einer Oemokratie schafft eine
Mehrheit Gesetze. Im Prinzip ist sie
darin untr demokratischen Gesichts-
punkten vollkommen frei. Diese
Demokratie sagt nicht, daß diese Ge-
setze irgendnrelche Grenzen zu be-
achten haben. Und dr rechtüch
verfapte Verfassungsstaat sagt, daß
diese Gesetze Grenzen haben können'
Aber das ändert nichts daran, daß
bis zu dieser Grenze der Gesetzgeber
Regelungen schaffen kann. Und was
dem eenen sin Ul' ist dem andren
sin Nachtigall.

Ein SoäalPoiitiker, der sonst ganz
bestimmt glänzend ist, hat hait aus
Gründen, die mir nicht bekannt sind,
psychische Schranken, die es ihm
zumi.ndest erträglich erscheinen las-
sen, wenn der Rentengesetzgeber ge-
genübr den bewaffneten Kräften und
insbesondere der einen Sorte "hinge-

langt" hat. Das zeigt das ganze Elend
unserer Situation, eigentlich das
Elend der damaligen Zeit' wie es sich
widersPiegelt in einer neuen Zeit' das
tiefe Unverständnis mit und zueinan-
der, denn ansonsten hat doch dieser
Poiitikr sich in vorbildlicher Neise
für die ihm aus der TeLt der ODR

übrkommenen Menschen eingesetzt.
Ich bin ganz sichr, dS rryir dieses
Problem der Venständnisbarrieren
noch lange haben werden, und ich
sagen Ihnen, Sie selbst sind auch
auigefordrt, das ihre zu tun, aueh
wenn es schtler fällt, diese Barriere
abzubauen.

Nun aber doch noch ein hlort zum
Rechtlichen. Schließlich ist es mein
Fach.

Es war klar, dS bei dem Ringen um
Ihre Rentengsehtigkeit der direkte
Neg zum Bundesvrfassungsgericht
nicht beschritten vlrden konnte' und
zwar nicht aus der Böswilligkeit der
Richtr, nicht aus einer Vorur-
teilsbehaftetheit dieser Riehter her-
aus, sondern ganz einfach aus der
Kenntnis der RechtsPrechung des
Bundesvsfassungsgrichts zur ZUIäv
sigkeit sofmtiger Verfassungsbe-
scht^rrden unmittelbar gegen den
Nrmgehait der Gesetze ohne fachge-
richtfche Ktärung. Jedr, den diese
Rechtsprechung kannte, wußte das
auch. Diese Feststellung ist zw;l.
bitter-, aber es ist nun einmal so.

Es war und ist also nur sinnvoll, den
Neg zur Rentengenechtigkeit über die
Sozialgerichtsbarkeit zu beschreiten'
Das näte ich für eine sinnvolle Tä-
tigkeit. Denn jedes Gerieht zu seiner
Zät, und jede Instanz' wenn sie dran
ist.

Wie Sle überhauPt sicher sein kÖn-
nen, d4 r^rir alle 3 Monate vor neuen
Problemen stehen. Im Augenblick ist
den neueste Hit, den wir entdeckt
haben, das gesamte Unfalirentenreeht
ds Sondrsysteme, das in einer
Neise vereinfacht gregeit ist, das in
ähnlicher Form Verfassungswidrig-
keitsprobleme aufwirft r'^rie die bisher
diskutierten gE 7 und 10 von Artikel
3 RÜG. Nas Sie bei diesem Verfah-
rensweg dringend brauchen, ist lan-
ger Atem. Zu diesem langen Atem ge-

nort nirklich und ernsthaft, daß Sie
sich gegenseitig immer wieder- Mut
machen.



übrlegen Sie mal, mindestens 5 Soä-
algerichte auf dem Territorium der
ehäma[gen DOR haben sich bereits in
ihren entseneiOungen auf lhre Seite
gestellt. Also eine Hand voll, und das
ist schon eine ganze Menge' denn
Berlin müssen Sie wegla*sen ' Aber
wenn wir Berlin zur Seite lassen, ist

es, giaube ich, in der gesamten Re-
punilf so im Verhältnis 5:1 bzw ' 52'
jedenfalls überwiegend ein deutiiches
posilives Verhäitnis.

Sie haben aiso allen Grund, letztend-
Iich damit zu rechnen, daß Sie zum

Erfolg kommen. Und wenn Sie mich

*.g*-n, nicht mal einen allzu
geringen.

Gleichzeitig bin ich sicher, daß dieser
f*ofg gefördert nerden kann dureh

eine laöngrechte und d' h' in die-

sem Zusammenhang ausnahmsweise
zentral gesteuerte Arbeit'

Ich bin zwar kein Zentralist, auch nie

in meinem Leben gewesen' aber es
gibt so ein Paar Sachen, die muF man

f,Jt zentral erledigen. Also bei allr

Sympatnie für die Basisdemokratie
mäcnen nir eine Arbeitsteilung' Das

FJnn"n* erledigen wir zentral, und

die Psyche nrird var Ort behandelt'

Ich habe gehört, Sie haben eine re-
gionale Schulung vor. tqf lin.9" das

[rima, sagen wir mal - alle 4 Monate'
nicnt alle 3, alle 4 Monate ist schon
phantastisch, vielleicht zweimal im

Jahr.

Bleiben Sie Reaiisten, das alles ist

r^rJnnsinnig schwer, und glauben Sie
ja nicht, Oaß Sie nach einer Schulung
116sr Abc hinausgekornmen sind bei 26

Buchstaben. Ist auch auf der re-
gionaten Ebene gar niqht-9o t^tichtig'
ö"" hlichtigste ist, daß Sie regional
ään Zusammenhait der Menschen fÖr-

dern, der Verzweiflung entgegen-
wirken. Hoffnung aufrechterhalten'

Ieh mf:,chte nicht schließen, ohne zu-

mindest angedeutet zu haben' daß

das rentenrechtliche Problem ja nur

ein absoluter Teilaspekt widerreeht-

7

lichr Regelungen eines Gesamtkom-
plexes widerrechtlicher Regeiungen
äarstellt. Deshalb würde ich Sie drin-

öenO bitten, diese anderen AsPekte
nicnt aus den Augen zu verlieren'

Z-ttrt:. Besefrlul3 t-r' t:er
die BeitragsfrcSl-re

Der Vorstand der ISOR unterbreitete
der Vertretervrsammlung den Antrag

iu beschliepen, den Mitgliedsbeitrag
iu erhöhen. Er begründete iln mit

ü"n w*hsenden Kosten für die an-

waitliche Betreuung unserer Kläger'
öi" 

-Nriterieden 
seien daran erinnert'

A.ß OiJ Kosten für die anwaltliche
Betreuung nur in einer Instanz ca'

5OO DM betragen. In den seltensten
Fattn werden dle Klägen aber mit

einer Instanz auskommen' F{ den

eini"fnet ist das unenschwinglich' mit

ääi sotiOrischen Kraft allr Mitgli*

J} der ISOR im Rüct<en wird vieles

mcisfich sein. Außerdemi lqr Vrwal-

iuriesschritt€ und Gutachten fallen

ebenfalls Kosten an.

Nir verschweigen, auch nicht, daß mit

JÄ* biachstum der ISOR Kosten an-

i.tttn, die denjenigen, di" sich Til
der ISOR engagieren, nicht zugemutet
werden können. Keine Organisation'
dG ihren Wirkungskreis ztrischen

Fichtelbeng und KaP Arkona hat' ist

ohne finanzielte Auf wendungen
iut-**"nzuhalten. Auch wenn wir

ääs minlmieren - ganz ohne Geld geht

es nicht.

Nach konstruktivr Diskussion' in der

uEit"ni"o"n" Varianten einer Bei-

tragserhöhung erwogen !'lurden' ent-

scnieO sich die Vrtreterversammlung
iür einen Beitrag von 3 DM monatlich'
Nir rneinen, es gibt Mitglieder' die

eine solche Beitragserhöhung nur

unt* gröPten Anstrengungen auf-

üringen-kdnnen. Oen Vorständen der

io.i-to.i"t"n InitiativgruPPen wurde

empfohlen, in Härtefällen zu prüfen'

oO' t'1itgti.O* von ds BeitragserhcF
hung ausgenommen oder ob ihr Bei-

trag rmäFigt werden kann'
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Die Vertreterversammlung hat sich
die Beratung dieser Frage nicht
leicht gemacht. Die 0berhand hat je-
doch das Argument behalten,. daB es
sich hier um eine Investition in die
Zukunft handelt. die sich vielfach
verzinsen wird, wenn wir in unserem
Rechtsstreit gesiegt haben.

H .  S p .

FQesLi frtee

von Astrid Karger

in unserer zukünftigen Arbeit muß
die Solidarität eine vrstärkte Rolle
spielen.

Der Maßstab, den urir dabei an uns
selbst anlegen, ist sicherlich sehr
hoch. Es kommt doch im besonderen
darauf dfi, auch denen gegenübr
Solidarität zu bekunden, die den Neg
ztJ uns bisher nirch nicht fanden
bzyv. nicht finden werden, begründet
r,.rohl in dr Angst, Diskriminierungen
gleich welcher Art ausgesetzt zu
sein. Es ist ein Thema, dem wir uns
stellen müssen. Argumente finden wir
in dem Nissen, daß es dank der aus-
dauernden, unermüdlichen Kleinarbeit
vieler Mitglieder in den neuen Län-
dern breits gelungen ist, Zeichen
der Solidaritätsbewegung zu setzen
und eine Geschlossenheit zu doku-
mentieren, die von vielen, die nicht
immer unsere Freunde sind, ernst
genornmen r.tercten.

Das darf jedoch nicht ausreichen. Ich
bin davon überzeugt, daß die Ver-
treter ihre Kenntnisse so umsetzen,
daß jedes Mitglied schnell und
unkompliziert mit dem Erfahrungs-
schatz der Vertretet-versammlung
vertraut gemacht l.rird. Dann haben
wir im ausreichenden MaFe Argumente
für die überzeugung zur notwendi-
gen Soiidarität. Der neugewähite Vor-
stand wird seine Kenntnisse und Er-
fahrungen so einsetzen, damit sich
die inhaltliche Arbeit der iS0R weiter
stabilisirt. Auch werden Erkennt-
nisse aus der Prozepführung die

Betroffenen schneller als bisher
erreichen. Eine Tatsache, die eben-
fal ls Nirkungen zeigen nird.

Insofern sollte jedes Mitglied die
Möglichkeit nutzen, einen Ansprech-
partner seinr Umgebung aufzusu-
chen, die Probleme an ihn henanzu-
tragen und ihn für uns zu gewinnen.

Neiter stabilisiert haben sich aueh
die Möglichkeiten, auf etwaige Reak-
tionen seitens der BfA bzw. des BVA
odr der 0berfinanzdirektion schnell-
stens ztJ reagieren und entspre-
chende Schlupfolgerungen zu äehen.

in diesr geschlossenen Handlungs-
weise liegt unsere Stärke und unsere
Reserve für die weitere Arbeit.

Abschließend mochte ich den Mit-
streitrn, die bereits am Outfit unse-
rtr Zeitung ihre ldeen einbrachten,
danken und sie bitten, zielstrebig
weitrzuarbeiten. Ich mclchte auf die-
sm Wege allen denjenigen danken,
dren Glückwünsche uns zur Neuwahl
des Vrstandes rreichten.

Lassen Sie uns den Kurs weiter ver-
folgen, und lassen wir uns nicht ent-
mutigen.

Ner- le  Ergebnisse
au.f dern Fleetrtsr,rreg

t^lir haben eine neue Hürde ge-
nornmen. Aber eine andere ist un-
übrsehbar in Sicht.

Von einiger Zeit haben wir erfahren.
d4 das Bundesverfassungsgericht
Bedenken an der Zulässigkeit der
Richtervorlage des Kreisgerichts
Rostock geäußert hatte. Oer vorle-
gende Richter hat sich dazu geäu-
Fert. Er konnte keine Mängel sehen,
die gegen die Behandlung seiner
Vorlage durch das Bundesverfas-
sungsgericht sprechen nürden. Das
Bundesverfassungsgericht hat dies
offensichtlich akzeptiert.

Unserem Kläger ist ein Schreiben oes



Präsidenten des Bundesverfassungs-
gerichts, Dr. Herzog, zugegangen. Der
Präsident fordert den Kläger auf,
sich für die Verhandlung beim Bun-
desverfassungsgericht einen Anr,.ralt
zu bestellen. Prof. Dr. Azzola wird
ihm selbstverständlich zur Seite st*
hen. Die Vollmacht ist erteilt. Ob es
zu einer mündiichen Verhandlung
kommen wird, ist noch ungewiB. Aber
darauf kommt es nicht an.

Bezug nehmend auf den dem Kläger
bereits zugesteilten Vorlagebeschluß
hat der Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichts sowohl die Bedenken
des vorlegenden Richters, prof. 0r.
Söllner, als auch die Antwrt des
Rostocker Richters übermittelt. Es
wird sichtbar, dS sich hinter man-
chem Zulässigkeitsbedenken inhalili-
che Probleme vrbrgen. Das
Bundesverfassungsgricht macht es
sich schvuer übr die Vrfas-
sungswidrigkeit einer vorläufigen
Mapnahme des Gesetzgebrs, wie die
erneute Kürzung von Renten auf
8O2 DM, entscheiden zu rnüssen.

Aber auch das ist ein Schritt vor-
wärts. Bishr munkelte man nur über
Zulässigkeitsbedenken. Nun sind die
Fragen bekannt, mit denen sich das
Bundesvrfassungsgricht auseinan-
derzusetzen vranlaßt sieht. Der
Kläger hat die Mögllchkeit, zu den
Fragen Anttatorten zu geben. prof. Dr.
Azzola wird den Kläger begleiten. Das
erfüllt uns mit Zuversicht, Antworten
zu finden, die uns dem äel deuilich
näher bringen können.

Wie reagieren andere Richter auf
diese Situation?

Einige sind vorsichtig geworden,
viele sind offensichtlich froh, sich
nicht selbst mit einr eigenen Rich-
tervorlage plagen zu müssen. All-
gemein hat rnan enkannt, daß man
Verfahren, die dr in Karlsruhe be-
reits vorliegenden Streitsache me*
sentlich gleich sind, ruhen lassen
kann. Allerorts werden deshalb die
Kläger so oder so aufgefordert, oem
Ruhen ihres Verfahrens zuzustimrnen.

I

Auch hierzu schlagen rryir vor. nicht
einzeln zu entscheiden und isotiert
zu handeln, sondern den kordinie-
renden Rat und Beistand unseres
Bevollmächtigten einzuholen.

Im allgemeinen sollten bis auf wei-
teres die Richter aufgefordert
werden, die Sache mindestens
zunächst zu erörtern, bevor einem
Ruhen des Verfahrens zugestimmt
werden könnte. Bisher ist bekannt.
dal3 au@r den Richtern in Rostock
und Halie, die in Karlsruhe
Vorlagebeschlüsse einEebracht haben,
bereits vier weitere die Auffassung
von der Verfassungswidrigkeit der
Rentenkürzung auf ffiZ DM teilen.
Weitere haben erkennen lassen, daß
sie ebenso denken. Ein Oresdner
Gericht hat bereits, wie das
Cottbuser Gericht, die Beklagte
verurteilt, die Rentenkürzung zu-
rückzunehmen. Auch dieses Urteil ist
noch nicht rechtskräftig, Revision ist
zu erwrten.

Nrtvoll ist zu erfahren, welche
Auffassung die Riehter von der-
Verfassungswidrigkeit des AAüG h+
ben. Und sie soilen dazu beitragen,
den Klägenn zu helfen, das neue,
wahrlieh schwer durchschaubare,
Rechtssystem zu verstehen. Dazu sind
sie von Amts wegen verpflichtet, und
viele sehen das auch so.

Die noch offenen Streitsachen gegen
die Kürzung von Renten auf 802 DM
jetzt erst einmal zum Puhen zu brin-
g€fl, scheint vorerst die beste Lö-
sung zu sein. Ein ruhendes Verfah-
ren kann jeder ProzeBbeteiligte, also
auch der Kläger, jederzeit wieder
aufnehmen. Anlaß wäre z. B. die Klage
gegen den Beseheid über die üben-
führung des Rentenanspruchs aus
der Sonderversorgung in die gesetz-
liche Rentenversicherung (Entgelt-
bescheid).

Diese Bescheide gehen jetzt in zu-
nehmenden Maße den Rentnern zu.
Gegen diese sollte sofort Niderspruch
eingelegt werden. Entsprechende Mu-
ster gehen den Territorialen Initia-
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tivgruppen zu. Sofern diese noch
nicht vorliegen, wäre jedenfalls ein
Niderspruch zunächst auch ohne Be-
gründung das Wichtigste. Halten Sie
dabei unbedingt die Vier-Wochen-
Frist ein.

Neiterhin ist vorbereitet, daß künftig
vom l,.liderspruch an Vollmacht erteiit
werden kann, wenn anwalt l iche Ver-
tretung gewünscht tryird. Im Rahmen
der finanziellen Möglichkeiten hat
ISOR einen Beratungsvertrag ab-
geschlossen. Diese Anwälte sind be-
reit ,  die Vollmacht entgegenzunehmen.
Selbstverständlich können auch alle
diejenigen diese anwaltliche Unter-
stützung in Anspruch nehmen, die
bereits Klagen wegen rentenrechtli-
cher oder anderer versorgungs-
rechtlicher Probleme führen. Auch
dazu erhalten die Territorialen Ini-
tiativgruppen die notwendigen
Unterlagen.

Diesen neue Schritt dr Untr-
stützung unserer Mitglieden auf dem
Rechtsweg bringt einen unvrgleich-
lich höhren Arbeitsaufwand für die
Geschäftsführung, das Anwaltsbüro
und unseren Bevollmächtigten mit
sich. hlir können uns darauf verla*
serr, daß dieser mit dem Enthusias-
mus, der nun einmal unseret- gemein-
sarnen ISOR*Sache eigen ist, bewältigt
werden wird. Dennoch bitten wir um
Unterstützung und Verständnis. Ihre
Unterstützung bedeutet, unverzüglich
zu inforrnieren, wenn eine zentrale
Entscheidung oder ein zentraler 'llat
erforderlich sind. Sie können helfen,
viel Arbeit zu sparen, wenn Sie von
vornherein Ihre Unterlagen wirklich
vollständig und geordnet entspre-
chend unseren Hinweisen zur Verfü-
gung stei len. Um Ihr Verständnis
bitten wi.r, wenn einmal ein Fehler
unterlaufen sollte. eine gewünschte
Antwort nicht schneli  genug ein-
treffen sollte. weil einfach andere
Antworten dringl icher waren.

Bei ailedem bauen wir auch weiterhin
auf die breite Unterstützung der
Vorstände der Territorialen initiativ-
gruppen, Kassierer und Arbeits-

gruppen Recht. um unseren Mitglie-
dern die vielfäItig notwendige per-
sönliehe Hiife und Beratung zu ge-
ben.

W . E

Nae t r t r ag :

In den letzten hlochen haben die
ehemaligen Angehtlrigen der NVA, der
VP und anderer 0rgane des MdI und
der Zoilverwaltung von der Bundes-
vrsicherungsanstalt für Angestellte
erneut Mitteilungen über die Anpas-
sung ihrer Renten zum 1.1.1993 er-
halten. So, wie bei der Anpassungs-
mitteilung zum t.7.L9q2, empfehlen
wir, auch gegen die Mitteilung über
die Anpassung der Rente zum 1.1.1993
keinen Niderspruch einzulegen. Nir
vrweisen in diesem Zusammenhang
auf unser-e Argumentation im Infor-
mationsblatt Nr. 11.

Hinreise fün daq fteiter€ Urgehen in
renterrecfitlichen Angelegenheiten

Seit einigs Zeit gehen den Angehöri-
gen der Vrsorgungssysteme des MfS
und des Mdi Bescheide zur überfüh-
rung ihres Rentenanspruehs aus der
Sondenvrsorgung in die gesetzliche
Rentenversicherung (Entgeltbe-
scheide) zu. Gegen diese Bescheide
sollte t.,liderspruch eingeiegt werden,
da sie die Kürzung des für die
Renten berechn un g berücksichtigu n gs-
fähigen Einkommens während der
0ienstzeit auf das Durchschnitts-
einkommen bzw. auf 7A % desselben
vornehmen.

Dafür erhalten Sie von ihrer Territo-
rialen Initiativgruppe sachdienliche
Unterstützung. Sie erfahren dort
auch, auf welchem Nege Sie nach
Einlegung Ihres Niderspruchs bzw.
für eine bereits laufende Klage in
rentenrechtlichen Angelegenheiten
anwaitliche Unterstützung erhalten
können.

Beachten Sie bitte, daß grundsätzlich
in all diesen Angelegenheiten der



Schriftverkehr und die Breitstellung
von Dokumenten über Ihre
Territriale initiativgruppe an die
Geschäftsstelle von ISOR e. V. laufen
muß. übr begründete Ausnahmen
informiert Sie lhre Territoriale
Initiativgruppe.

Den Vry-stand

Br ie fe  an ISOFI

... werden immr zahlreichr und sind
trotzdem längst nicht genug. Auf der
letzten Seite, liebe Mitgliedr, finden
Sie die richtige Anschrift, denn in-
zwischen wurde eine ordentliche
Geschäftsstelle ein grich tet.

Neshalb rwartet "[Sm aktudl" recht
viel Post aus den Trritorialen
Initiativgruppen? Beispielsweise ist es
aufschlupreich ztJ wissen, wie dr
Mitgliederzuwachs in die Nege gelei-
tet wird. Und wo kam jemand aus
uns€rer Mitte in ds Regionalpresse

1 1

zu talort?

Au$erdem soll 1993 eine vielleicht
kühne Idee reale Gestalt annehrnen:
Unsere bishr vrvielfältigten Infor-
mationen erhalten die maßge-
schneiderte Jacke einer Zeitschrift,
vorerst weiterhin nach Bedarf er-
scheinend. Aber die Informationen
von "oben" nach "unten" brauchen
dann urn so dringlichen eine ständige
Ergänzung durch neueste Nachriehten
von der Basis für die Basis. hlas in
den Zusammenkünften zur Debatte
steht, ist nachträglich zumindest für
den Uneingeweihten Interessenten
echt von Neuigkeitswrt. Und (ohne
Rückgriff auf alte Hüte): 0r Griff
zur Feden dient der ZusammengehtF
rigkeit.

Je mehr Mobilität von unten das
Projekt belebt, desto eher schlägt
seine Geburtsstunde.

c .  T .
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Te le fonz f i 9329 .2

öffentliche SPrechstunde :
Mittwoch 09.0O-13.00 Uhr
Donnrstag 16.0f19.OO Uhr

Sprechstunde dr Vrsitzenden:
jeden 4. Bonnerstag im Monat
16.0f19.O0 Uhr

Gegen eine Spende zur Unterstützung
der Henstellung und Herausgabe die-
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Bei namentlieh gekennzeichneten Bei*
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